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Die städtebauliche Planung wird zunehmend durch die Recht-
sprechung beeinflusst. Daher wollen wir uns zu Beginn des
Jahres 2013 einmal ausschließlich mit neueren Urteilen der
Oberverwaltungsgerichte sowie des Bundesverwaltungsge-
richts beschäftigen.
Aus aktuellem Anlass geht es dabei zunächst um die Nutzung
der Windenergie. Entsprechende Pläne und Konzepte werden
derzeit überall im Land diskutiert. Häufig werden sie auch ge-
richtlich überprüft, denn die Überlegungen der Gemeinden im

Hinblick auf eine Konzentration der Anlagen in größeren Vor-
ranggebieten decken sich nicht immer mit den Vorstellungen
einzelner Grundstücksbesitzer oder Anlagenbetreiber.

Ein zweiter Themenschwerpunkt ist einmal mehr der Einzel-
handel, denn nach wie vor gibt es auch hier noch immer sehr
häufig unterschiedliche Rechtsauffassungen bei den Kommu-
nen auf der einen und verschiedenen Investoren auf der an-
deren Seite.

AKTUELLE URTEILE AUS DEM STÄDTEBAURECHT

WINDENERGIE

Zur Berücksichtigung von Tabuzonen bei der Auswei-
sung von Vorranggebieten für die Windenergienutzung

Im Zuge der so genannten „Energiewende“ haben zahlreiche
Kommunen damit begonnen, ihre Flächennutzungspläne (FNP)
zu ändern, fortzuschreiben oder sachliche Teilflächennutzungs-
pläne für die Windenergie aufzustellen, was ja seit einiger Zeit
aufgrund entsprechender Ergänzungen des Baugesetzbuches
(BauGB) möglich ist.
Grundlage hierfür sind meist Windenergiestudien oder sonstige
Fachplanungen, die diejenigen Flächen innerhalb eines Stadt- ,
Gemeinde- oder Verbandsgemeindegebietes darstellen, die
nach fachlichen Kriterien in bestmöglicher Weise für die im
FNP auszuweisenden Vorranggebiete bzw. Konzentrations -
zonen geeignet sind und für die möglichst geringe Restrik -
tionen gelten.

Auf diese Weise werden also zunächst einmal fachliche Vor-
schläge für die mögliche Darstellung von Konzentrationszonen
unterbreitet, die die Gemeinden dann im Rahmen der Abwä-
gung zu prüfen und gegeneinander und untereinander so zu
bewerten haben, dass eine nachvollziehbare und transparente
Planungsentscheidung getroffen werden kann.
Neben Flächen, die sich in besonderer Weise für die Auswei-
sung als Vorranggebiet für die Windenergie eignen – z.B. weil
sie über eine besonders große Windhöffigkeit verfügen und da-
her der zu erwartende Energieertrag möglichst hoch ist – sind
bei der Abwägung aber auch alle Flächen zu berücksichtigen,
die aus bestimmten Gründen nicht oder allenfalls einge-
schränkt für die Windenergienutzung in Frage kommen. Dies
können z.B. Abstandsflächen zu Siedlungen sein oder auch
Tabuzonen, die aufgrund anderer Tatbestandsmerkmale aus-
scheiden.
Unterscheidet eine Gemeinde bei einer solchen Konzentrati-
onsflächenplanung „harte“ und „weiche“ Tabuzonen und filtert
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auf diese Weise bestimmte Bereiche aus dem Kreis der in Be-
tracht kommenden Flächen (= Potenzialflächen) aus, muss sie
sich zur Vermeidung eines Abwägungsfehlers explizit mit dem
Sachverhalt beschäftigen und insbesondere auch den Unter-
schied zwischen den beiden vorgenannten Arten der Tabuzo-
nen dokumentieren. In der Begründung des FNP ist dies ent-
sprechend darzulegen.
In einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 4
CN 1.11) ging es in der mündlichen Verhandlung am 13. De-
zember 2012 um einen solchen Fall und um die Klärung der
Frage, ob die betreffende Planung im Ergebnis der Windener-
gie „substanziell Raum verschafft“, wie es auch schon in frü-
heren Urteilen des BVerwG gefordert wurde.1 Nach Auffassung
des Gerichts lässt sich diese Frage aber nicht alleine nach dem
Verhältnis der Gemeindefläche insgesamt und der Größe der
im Flächennutzungsplan dargestellten Konzentrationsflächen
beantworten. Auch eine Beschränkung der Betrachtung auf
die nach Abzug der „harten“ Tabuzonen verbleibenden Teilflä-
chen wäre zu kurz gegriffen. „Weiche“ Tabuzonen, also solche,
bei denen eine planerische Abwägung möglich ist, sind im Ein-
zelfall als Ausschlussgebiete ebenfalls in Betracht zu ziehen.
Allerdings müssen die Gründe hierfür von der Gemeinde hin-
reichend dargelegt werden.
Das zitierte Urteil des BVerwG geht auf eine Normenkontrollklage
zurück, die vom Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg
am 24. Februar 2011 entschieden wurde (OVG Berlin-Branden-
burg – 2 A 2.09) und gegen die die Antragsgegnerin, nämlich die
beklagte Kommune, Revision einlegte. Diese wurde jedoch zurück-
gewiesen und die Position des OVG damit bestätigt.
Der angefochtene Plan stellt am nordwestlichen Rand des Ge-
meindegebiets insgesamt vier Sonderbauflächen für Windener-
gie (SO Wind) zeichnerisch dar. Textlich wird darüber hinaus er-
läutert, dass die Sonderbauflächen „Konzentrationsflächen“ bil-
den sollen, auf die die Errichtung von Windenergieanlagen als
„Windparks“ bewusst gelenkt werden soll, wobei die übrigen
Flächen des Gemeindegebietes von solchen Anlagen freizuhal-
ten sind, weil dort der Windenergienutzung öffentliche Belange
im Sinne des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB entgegenstehen.
Der FNP wurde von einem Unternehmen der Windenergiebran-
che angefochten, das die Errichtung eines Windparks mit 14
Windkraftanlagen außerhalb der im sachlichen Teilflächennut-
zungsplan „Windenergienutzung“ dargestellten Sonderbauflä-
chen begehrte.
Das OVG Berlin-Brandenburg hatte den sachlichen Teilflächen-
nutzungsplan „Windenergienutzung“ für unwirksam erklärt, da
er auf einem Verstoß gegen das Abwägungsgebot des § 1 Abs.
7 BauGB beruhe. Das Abwägungsgebot stelle an einen Flä-
chennutzungsplan, mit dem die Ausschlusswirkung des § 35
Abs. 3 Satz 3 BauGB herbeigeführt werden solle, die folgenden
Anforderungen:

Erforderlich ist die Entwicklung eines schlüssigen Planungs-n

konzepts, das sich auf den gesamten Außenbereich erstreckt.
Die planerische Entscheidung muss nicht nur Auskunft da-n

rüber geben, von welchen Erwägungen die positive Stand-
ortzuweisung getragen wurde, sondern auch deutlich ma-
chen, welche Gründe es rechtfertigten, den übrigen Pla-
nungsraum von Windenergieanlagen freizuhalten.
Die auf der Ebene des Abwägungsvorgangs angesiedelte Aus-n

arbeitung eines Planungskonzepts vollzieht sich abschnitts-
weise. Zunächst sind diejenigen Außenbereichsflächen aus-
zuscheiden, auf denen die Errichtung und der Betrieb von

Windenergieanlagen aus tatsächlichen oder rechtlichen Grün-
den ausgeschlossen ist („harte“ Tabuzonen) und anschließend
sind – nach Maßgabe einheitlich angewandter Kriterien – die-
jenigen Flächen zu ermitteln, auf denen nach den städtebau-
lichen Vorstellungen der Gemeinde keine Windenergieanlagen
aufgestellt werden sollten („weiche“ Tabuzonen).
Die nach Abzug der harten und weichen Tabuzonen übrign

bleibenden sog. Potenzialflächen sind in einem weiteren Ar-
beitsschritt zu den auf ihnen konkurrierenden Nutzungen in
Beziehung zu setzen, d.h. die öffentlichen Belange, die gegen
die Ausweisung eines bestimmten Landschaftsraums als
Konzentrationszone sprechen, sind mit dem Anliegen abzu-
wägen, der Windenergienutzung an geeigneten Standorten
eine Chance zu geben, die ihrer Privilegierung nach § 35 Abs.
1 Nr. 5 BauGB gerecht wird.

Diese Prüfungsreihenfolge, so das OVG, sei zwingend. Als Er-
gebnis der Abwägung müsse der Windenergie in „substanziel-
ler Weise“ Raum gegeben werden, was im Übrigen ja auch der
ständigen Rechtsprechung des BVerwG entspricht, ohne dass
dieses allerdings jemals einen festen Wert – z.B. in Prozent der
Gemeindefläche oder gar in absoluten Größenordnungen – ge-
nannt hätte, ab dem dieser Forderung hinreichend Rechnung
getragen wird. Eine Verhinderungsplanung sei jedenfalls unzu-
lässig.
Die im letzten Arbeitsschritt notwendige Prüfung der Kommu-
ne, ob ihre Planungskonzeption ein ausreichendes Flächenpo-
tenzial für die Windenergienutzung zur Verfügung stellt und ob
der Windenergie damit „substanziell“ Raum verschafft werde,
setze die Ermittlung und Bewertung des Größenverhältnisses
zwischen der Gesamtfläche der im Flächennutzungsplan dar-
gestellten Konzentrationszonen und derjenigen Potenzialflä-
chen voraus, die sich nach Abzug der „harten“ Tabuzonen er-
gäben.
Im Rahmen der Ausarbeitung ihres Planungskonzepts müsse
die Gemeinde daher – nach Maßgabe dessen, was auf der Ebe-
ne des Flächennutzungsplans angemessenerweise verlangt
werden könne – die harten von den weichen Tabuzonen ab-
grenzen und dies nachvollziehbar dokumentieren. Der Abwä-
gungsfehler der beklagten Kommune lag nun darin, dass bei
der Erarbeitung des Planungskonzepts nicht zwischen den un-
terschiedlichen Kategorien der Tabuzonen unterschieden wur-
de. Sowohl die Planbegründung nach § 5 Abs. 5 BauGB, als
auch die zusammenfassende Erklärung gemäß § 6 Abs. 5
BauGB erweckten den Eindruck, als habe die Gemeinde durch-
weg und ausschließlich „harte“ Ausschlusskriterien angewandt.
Die Begründung ließ also nicht erkennen, dass der Gemeinde-
rat sich bewusst war, bei der Festlegung von Ausschlussge-
bieten und Abstandszonen zu schutzbedürftigen Nutzungen
auch „weiche“ (also der Abwägung unterliegende) Ausschluss-
kriterien angewandt zu haben. Zumindest ging dies aus der
Planbegründung nicht hervor, denn hier wurden die verschie-
denartigen Ausschlussgründe nicht differenziert beschrieben.
Daher ist nach Auffassung der Richter sowohl in der Gemein-
devertretung als zuständigem Beschlussorgan, als auch in der
Öffentlichkeit, die ja im Zuge des Aufstellungsverfahrens be-
teiligt wurde, zwangsläufig die falsche Vorstellung entstanden,
dass es sich in jedem Punkt um zwingende Ausschlussgründe
gehandelt habe und somit schon aus rechtlichen Gründen gar
keine Alternativen zu den gewählten Abstandszonen und Aus-
schlussgebieten bestanden hätten.
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Das OVG vertrat im Zuge der Normenkontrolle die Auffassung,
dass der dadurch aufgetretene Abwägungsfehler nicht nach
§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB
unbeachtlich sei, denn er habe sich eindeutig nicht nur auf den
Abwägungsvorgang, sondern auch auf das Abwägungsergeb-
nis ausgewirkt.
Die von der planenden Gemeinde vertretene Rechtsauffassung,
dass eine Verpflichtung zu einer gestuften Vorgehensweise bei
der Ermittlung der Potenzialflächen durch die vom Oberverwal-
tungsgericht geforderte Trennung in harte und weiche Tabuzo-
nen weder bundesrechtlich geboten sei noch sachgerecht er-
füllt werden könne, wurde zurückgewiesen.
Auch die Revision beim BVerwG ergab, dass das angefochtene
Urteil mit Bundesrecht im Einklang steht. Das Oberverwal-
tungsgericht hat nach höchstrichterlicher Meinung zutreffend
entschieden, dass der sachliche Teilflächennutzungsplan
„Windenergienutzung“ an einem beachtlichen Mangel im Ab-
wägungsvorgang leidet und deshalb unwirksam ist.
Auch nach der Rechtsprechung des erkennenden Senats voll-
zieht sich die Ausarbeitung des Planungskonzepts in der Tat
stets abschnittsweise, wie vom OVG richtig ausgeführt 2. Dabei
lassen sich die Ausschlusskriterien in aller Regel in „harte“ und
„weiche“ Tabuzonen untergliedern. In einem ersten Arbeits-
schritt sind diejenigen Bereiche als unumstößliche „Tabuzonen“
zu ermitteln, die für die Nutzung der Windenergie faktisch nicht
zur Verfügung stehen, weil z.B. gesetzliche Bestimmungen ent-
gegenstehen (Beispiel: Naturschutzgebiete). Der Begriff der
harten Tabuzonen dient demnach der Kennzeichnung der Teile
des Gemeindegebiets, die für eine Windenergienutzung, aus
welchen Gründen auch immer, überhaupt nicht in Betracht
kommen und somit für eine Windenergienutzung grundsätzlich
ausfallen. Mit dem Begriff der weichen Tabuzonen werden hin-
gegen die Bereiche gekennzeichnet, in denen nach dem Willen
der Gemeinde die Errichtung von Windenergieanlagen ausge-
schlossen werden soll. Hierbei können unterschiedliche Grün-
de eine Rolle spielen.3 Als Beispiel seien Überlegungen im Hin-
blick auf den Schutz des Landschaftsbilds oder auch Überle-
gungen zu unterschiedlichen Abständen zu den verschiedenen
Siedlungsbereichen genannt. Die Potenzialflächen, die nach
Abzug der Tabuzonen übrig bleiben, sind in einem weiteren Ar-
beitsschritt zu den konkurrierenden Nutzungen in Beziehung
zu setzen, d.h. die öffentlichen Belange, die gegen die Auswei-
sung eines bestimmten Landschaftsraums als Konzentrations-
zone sprechen, sind beispielsweise mit dem Anliegen abzuwä-
gen, der Windenergienutzung an geeigneten Standorten hin-
reichend Raum zu verschaffen so dass die Windkraftnutzung
ihrer Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB gerecht wer-
den kann. Diese Auffassung wurde auch bereits früh vom OVG
des Landes Rheinland-Pfalz vertreten.4

Aus fachlichen Erwägungen ist daher bei der Aufstellung ent-
sprechender (Teil-) Flächennutzungspläne darauf zu achten,
dass schon im Rahmen der als Grundlage für die gemeindliche
Abwägung auszuarbeitenden Windenergiestudien hinreichend
deutlich wird, bei welchen Teilen des Gemeindegebietes es
sich um „harte“ Tabuzonen handelt und wo lediglich um „wei-
che“. Harte Ausschlussgebiete sind solche, innerhalb derer die
Windenergienutzung auf jeden Fall ausgeschlossen ist, weil
die Verwirklichung von Windparks an dieser Stelle auf unab-
sehbare Zeit scheitern muss, da ihr rechtliche oder tatsächliche
Hindernisse im Wege stehen und daher kein Planungserforder-
nis nach § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB besteht.5 Solche Flächen

sind einer Abwägung grundsätzlich nicht zugänglich. Demge-
genüber handelt es sich bei dem „weichen“ Tabuzonen um Flä-
chen, die im Rahmen des Abwägungsvorgangs bei Vorliegen
entsprechender Gründe unter Umständen als Vorranggebiete
ausgewiesen werden können oder auch nicht. Ein solcher Fall
ist z.B. gegeben, wenn unterschiedliche Abstände zu schutz-
bedürftigen Gebieten im Hinblick auf ihre Auswirkungen auf
die verbleibenden Vorranggebiete geprüft werden oder wenn
es um die Frage geht, ob Windenergieanlagen auch in den
Kernzonen der Naturparke zugelassen werden sollen. Die ge-
meindliche Entscheidung hierüber muss sich stets auf einheit-
liche Kriterien stützen, die sachgerecht zu ermitteln und zu be-
gründen sind – und das für das gesamte Gemeindegebiet! So
ist es z.B. nicht möglich, unterschiedliche Abstände zu Wohn-
bauflächen beim gleichen Gebiets- oder Gemeindetypen in-
nerhalb eines Planungsraumes zu definieren, weil z.B. unter-
schiedlichen Interessenlagen Rechnung getragen werden soll.
Beruhen unterschiedliche Abstandsflächen jedoch auf nach-
vollziehbaren sachlichen Erwägungen – beispielsweise indem
für Gemeinden mit der besonderen Funktion „Wohnen“ ein grö-
ßerer Abstand definiert wird als für solche, denen diese Funk-
tion nicht zukommt – hat die Kommune bei der Planaufstellung
durchaus einen Abwägungs- und Gestaltungsspielraum, den
sie nutzen kann.
Das zitierte Urteil belegt, dass „weiche“ Tabuzonen, wie etwa
die vorgenannten unterschiedlichen Abstandsflächen, durch-
aus disponibel sind und bestimmte städtebauliche Gesichts-
punkte bei der Abwägung Berücksichtigung finden können.
Anders als von der beklagten Kommune im konkreten Fall
angeführt, sind diese weichen Ausschlussgründe aber nicht
von vornherein vorrangig, sondern sie bedürfen in einer wei-
teren Filterstufe einer erneuten Betrachtung und Bewertung,
insbesondere dann, wenn zweifelhaft ist, ob bei einem Aus-
schluss auch dieser weichen Tabuzonen noch genügend
Raum für die Windenergienutzung verbleibt.6 Während harte
Tabuzonen schon kraft Gesetzes als Konzentrationsflächen
für die Windenergienutzung ausscheiden, muss der Plange-
ber eine Entscheidung für oder gegen weiche Tabuzonen auf
jeden Fall hinreichend rechtfertigen. Dazu muss er nach Maß-
gabe des BVerwG aufzeigen, wie er die eigenen Ausschluss-
gründe bewertet, d.h. kenntlich machen, dass er – anders
als bei harten Tabukriterien – einen Bewertungsspielraum hat,
und die Gründe für seine Wertung offen legen. Andernfalls
scheitert seine Planung unabhängig davon, welche Maßstäbe
an die Kontrolle des Abwägungsergebnisses anzulegen sind,
schon an dem fehlenden Nachweis, dass er die weichen Ta-
bukriterien auf der Stufe der Abwägung in die Planung ein-
gestellt hat.
Nach Ansicht des erkennenden Senats ist ein solches Vorge-
hen auch durchaus zumutbar. Natürlich ist die Abgrenzung zwi-
schen harten und weichen Tabuzonen in der planerischen Pra-
xis nicht immer einfach, aber auf der Ebene des FNP wird auch
von den Gerichten nur das verlangt, was „angemessenerweise“
geleistet werden kann, aber dazu gehört sicher, grundsätzlich
zwischen harten und weichen Tabuzonen zu unterscheiden
und diese Differenzierung nachvollziehbar darzulegen und zu
begründen.
Unbeachtlich wäre ein solcher Verzicht nur dann, wenn fest-
stünde, dass bei der Definition der letztlich ausgewiesenen Vor-
ranggebiete im FNP nur die harten Tabukriterien zum Aus-
schluss geführt haben, was jedoch vorliegend nicht der Fall
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war. Somit war der Verstoß gegen das Abwägungsverbot auch
nicht gemäß § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 3 Satz 2 Halbsatz
2 BauGB unbeachtlich. Das Urteil des BVerwG macht deutlich,
dass der Abwägungsvorgang immer dann fehlerhaft ist, wenn
die konkrete Möglichkeit besteht, dass die Planung ohne den
Fehler anders ausgefallen wäre.
Zu der bereits häufiger aufgeworfenen Frage, nach welchem
Vergleichsmaßstab zu beurteilen ist, ob ein Flächennutzungs-
plan der Windenergie „substanziell Raum verschafft“7 hat der
erkennende Senat zwar Stellung bezogen, ohne jedoch auch
dieses Mal einen konkreten Wert zu nennen, ab dem diese Vo-
raussetzung an eine Planung erfüllt ist.

Zur Möglichkeit der Genehmigung von Windenergieanla-
gen durch ein Baugenehmigungsverfahren an Stelle eines
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens

In einem weiteren Fall im Zusammenhang mit der Windener-
gienutzung ging es um die Frage, inwieweit ein Rechtsan-
spruch auf die Erteilung einer Baugenehmigung besteht, wenn
die Genehmigungsvoraussetzungen zur Errichtung von Wind-
energieanlagen erfüllt sind und ob der Genehmigungsbehörde
hierbei ein planerisches Ermessen zusteht.
Das Bundesverwaltungsgericht hatte sich im Beschluss 4
B 37.10 vom 23. November 2010 mit einem Urteil des Nieder-
sächsischen Oberverwaltungsgerichts vom 1. Juni 2010 zu
beschäftigen (OVG Niedersachsen – 12 LB 32/07) wobei das
BVerwG die Beschwerde der Kläger gegen die Nichtzulassung
der Revision in dem Urteil des Niedersächsischen OVG zurück-
gewiesen hat.
In der Beschwerde wurde die Frage aufgeworfen, ob auf die
Klage eines betroffenen Nachbarn hin die Baugenehmigung
zur Errichtung einer Windenergieanlage schon deswegen auf-
zuheben gewesen wäre, weil im Hinblick auf bereits vorhan-
dene Windenergieanlagen nur eine immissionsschutzrechtliche
Genehmigung nach § 10 BImSchG – und keine Baugenehmi-
gung auf der Grundlage der Landesbauordnung – hätte erteilt
werden dürfen. Als Begründung hierfür wurde seitens der Klä-
ger angeführt, dass im Baugenehmigungsverfahren keine Um-
weltverträglichkeitsprüfung stattgefunden habe und keine ord-
nungsgemäße Beteiligung der Nachbarn erfolgt sei.
Das OVG Niedersachsen gelangte in dem strittigen Fall zwar
zu dem Ergebnis, dass im Hinblick auf die bereits vorhande-
nen Windenergieanlagen in der Umgebung des Grundstücks
der Kläger statt des Baugenehmigungsverfahrens grundsätz-
lich ein immissionsrechtliches Verfahren nach § 10 BImSchG
hätte durchgeführt werden müssen8, führte aber gleichzeitig
aus, dass im Baugenehmigungsverfahren eine Schallimmissi-
onsprognose vorgelegt worden sei, da trotz des großen Ab-
stands zwischen den vorhandenen und den jetzt genehmig-
ten Windenergieanlagen sich deren Einwirkungsbereiche über-
schneiden. Dabei wurde auch das Anwesen der Kläger expli-
zit als Immissionspunkt berücksichtigt. Außerdem sind in die-
sem Zusammenhang die bereits vorhandenen Windenergie-
anlagen als Vorbelastung eingeflossen. Die Baugenehmi-
gungsbehörde hat darüber hinaus eine standortbezogene Vor-
prüfung des Einzelfalls gemäß § 3c UVPG durchgeführt, die
zu dem Ergebnis kam, dass die Vorhaben keiner Umweltver-
träglichkeitsprüfung unterzogen werden müssten. Darüber hi-
naus führten die Richter aus, dass die Kläger im Baugeneh-

migungsverfahren beteiligt wurden und zudem im Hinblick
auf die zu erwartenden Immissionsbelastungen ihres Anwe-
sens Betriebsbeschränkungen angeordnet wurden. Demnach
könne nicht davon gesprochen werden, dass eine rechtlich
gebotene Umweltverträglichkeitsprüfung überhaupt nicht
stattgefunden habe und die Kläger an dem Verfahren nicht
beteiligt worden seien.
In der Prüfung der Nichtzulassungsbeschwerde hat das
BVerwG dann zusätzlich ausgeführt, dass nach seiner ständi-
gen Rechtsprechung geklärt sei, dass ein Kläger nicht schon
allein dadurch in seinen Rechten verletzt wird, dass an Stelle
eines an sich gebotenen vereinfachten immissionsschutzrecht-
lichen Verfahrens nach § 19 BImSchG ein Baugenehmigungs-
verfahren durchgeführt worden ist.9 Ob dieser Grundsatz, der
vom OVG uneingeschränkt auch auf den vorliegenden Fall
übertragen wurde, in dem an sich sogar ein umfassendes Ge-
nehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG hätte durchgeführt
werden müssen, hier richtig angewendet wurde, blieb indes
offen. Das BVerwG stellte aber klar, dass ein Anspruch auf die
Erteilung einer Genehmigung besteht, wenn die Genehmi-
gungsvoraussetzungen erfüllt sind. Im vorliegenden Fall kann
hieraus ein unmittelbarer Rechtsanspruch abgeleitet werden,
weshalb der Genehmigungsbehörde hierbei auch kein plane-
risches Ermessen zusteht.10 Die Durchführung des Verwal-
tungsverfahrens einschließlich der Vorprüfung, ob eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung erforderlich ist, dient nach Auffassung
des BVerwG der bestmöglichen Information der Behörde und
der Wahrung der Belange der Betroffenen sowie der Beach-
tung der Auswirkungen auf die Umwelt. Mit der in § 10 Abs. 3
BImSchG vorgesehenen Information der Öffentlichkeit soll die
Informationsgrundlage noch verbreitert werden. Es besteht je-
doch kein Anspruch auf Aufhebung einer Genehmigung, wenn
ein Gericht zu dem Ergebnis gelangt ist, dass auf der Grund-
lage der eingeholten Gutachten und Stellungnahmen der Fach-
behörden (im vorliegenden Fall einschließlich der für das Im-
missionsschutzrecht zuständigen Behörde) sowie der durch-
geführten UVP-Vorprüfung und unter Berücksichtigung der
dem Bauherrn auferlegten Beschränkungen eine Verletzung
der materiell-rechtlichen Rechte des vom Vorhaben hauptsäch-
lich betroffenen Klägers ausscheidet.
Im Beschluss wird ausgeführt, dass der Fehler eines nicht nach
§ 10 BImSchG durchgeführten Verfahrens überhaupt nur unter
der Voraussetzung erheblich sein kann, wenn er das Ergebnis
beeinflusst hätte. Dies ist aber nur anzunehmen, wenn die kon-
krete Möglichkeit besteht, dass die Planungsbehörde ohne den
Fehler anders entschieden hätte. Vorliegend war hiervon aber
nicht auszugehen, zumal die durchgeführte UVP-Vorprüfung
zu dem Ergebnis gelangt ist, dass eine vollständige Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.
Das OVG hatte in seiner Begründung ausgeführt, dass das strit-
tige Vorhaben keine schädlichen Umwelteinwirkungen auf das
Grundstück der Kläger bewirkt und konnte somit weder eine
Verletzung von § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BImSchG noch des bau-
rechtlichen Gebots der Rücksichtnahme feststellen, denn in
der Schallimmissionsprognose wurden die bereits in der Nach-
barschaft des Grundstücks der Kläger vorhandenen Windener-
gieanlagen berücksichtigt und als zusätzlicher Belastungsfak-
tor in die Betrachtungen eingestellt. Dies wäre in einem immis-
sionsschutzrechtlichen Verfahren in gleicher Weise gefordert
worden.
In der Prüfung hinsichtlich der Zulassung der Revision hat sich
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das BVerwG auch mit der Frage beschäftigt, ob allein aus dem
Fehlen einer rechtlich gebotenen Umweltverträglichkeitsprü-
fung folgt, dass der Zweck der gesetzlichen Regelung nicht er-
reicht wird und eine Abwägungsentscheidung damit rechtswid-
rig ist. Der Senat führt dazu aus, dass der Mangel nur unter
der Voraussetzung erheblich ist, wenn er auf das Abwägungs-
ergebnis durchschlägt. Im vorliegenden Fall wäre dies jedoch
nur anzunehmen gewesen, wenn die konkrete Möglichkeit be-
stünde, dass die Planungsbehörde ohne den Fehler tatsächlich
anders entschieden hätte. In der Urteilsbegründung wird dazu
Folgendes ausgeführt: „Dabei kommt es vorliegend nur auf die
besondere Konstellation an, dass zwar eine standortbezogene
Vorprüfung des Einzelfalls (§ 3c Satz 2 UVPG) durchgeführt
worden ist, richtigerweise aber eine allgemeine Vorprüfung
(§ 3c Satz 1 UVPG) hätte erfolgen müssen. Hierzu legte das
Oberverwaltungsgericht dar, es sei nicht zu erkennen, dass bei
ordnungsgemäßer Durchführung einer allgemeinen Vorprüfung
diese zu dem Ergebnis gelangt wäre, es sei eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung erforderlich gewesen. Beide Arten der Vor-
prüfung seien wesentlich dadurch gekennzeichnet, dass im
Rahmen einer überschlägigen Vorausschau zu prüfen sei, ob
bei dem Vorhaben mit erheblichen nachteiligen Umweltauswir-
kungen zu rechnen ist. Insoweit bestünden keine gravierenden
Unterschiede, die Anlass geben könnten, den Mangel als er-
heblich anzusehen.“ 
Im Verfahren wurden noch verschiedene weitere Fragen einer
detaillierteren Prüfung unterzogen, so z.B. zur richtigen Anwen-
dung und zum Rechtscharakter der TA-Lärm sowie zur erstell-
ten Schallimmissionsprognose und den hierin zugrunde geleg-
ten Rahmenbedingungen, die jedoch für die Entscheidungsfin-
dung nicht weiter von Bedeutung waren.

EINZELHANDEL

Zur Abgrenzung eines Zentralen Versorgungsbereichs
auf der Grundlage regionalplanerischer Vorgaben

Im Beschluss 4 B 13.12 urteilte das Bundesverwaltungsge-
richt am 12. Juli 2012 hinsichtlich einer Beschwerde über die
Nichtzulassung der Revision gegen ein Urteil des Verwaltungs-
gerichtshofes Baden-Württemberg (VGH Baden-Württem-
berg – 8 S 1438/09) vom 20. Dezember 201111, die jedoch kei-
nen Erfolg hatte.
Die Klägerin hatte im strittigen Fall die Frage aufgeworfen, ob
zur Abgrenzung eines zentralen Versorgungsbereichs im Sinne
von § 34 Abs. 3 BauGB auf die Festlegung eines Vorrangge-
biets als Ziel der Raumordnung abgestellt werden kann, mit
dem der zentralörtliche Siedlungs- und Versorgungskern ab-
gegrenzt werden soll. Der VGH hatte dies verneint und ausge-
führt, dass von Vorhaben nach § 34 Abs. 1 und 2 BauGB ge-
mäß Abs. 3 der Vorschrift keine schädlichen Auswirkungen auf
zentrale Versorgungsbereiche in der Gemeinde selbst oder in
anderen Gemeinden zu erwarten sein dürfen, dass aber regio-
nalplanerische Zielvorgaben zur räumlichen Abgrenzung zen-
traler Versorgungsbereiche nicht in Betracht kommen. Vielmehr
seien für die Einstufung eines Gebiets als zentraler Versor-
gungsbereich allein die tatsächlichen Verhältnisse maßgebend,
was auch das BVerwG so sah.12

Im Einzelnen wird ausgeführt, dass im Anwendungsbereich
des § 34 Abs. 1 und 2 BauGB generell und seit jeher nur auf

das tatsächlich Vorhandene abgestellt werde und Grundstücks-
eigenschaften, die in den optisch wahrnehmbaren Gegeben-
heiten keinen Niederschlag gefunden haben, regelmäßig außer
Betracht bleiben.13 Vor diesem Hintergrund – so das BVerwG
– spreche bereits der Wortlaut des durch das BauGB-Ände-
rungsgesetz 2004 eingefügten § 34 Abs. 3 BauGB dafür, dass
die Norm lediglich auf dem Umgriff tatsächlich vorhandener
zentraler Versorgungsbereiche abstellt.
Betrachtet man die genaue Wortwahl des § 34 Abs. 3 „Von Vor-
haben nach Absatz 1 oder 2 dürfen keine schädlichen Auswir-
kungen auf zentrale Versorgungsbereiche in der Gemeinde
oder in anderen Gemeinden zu erwarten sein.“, fällt in der Tat
auf, dass hier nicht von „vorhandenen oder zu entwickelnden“
zentralen Versorgungsbereichen die Rede ist, sondern der Ge-
setzgeber – offenbar bewusst – auf jegliche Zusätze dieser Art
verzichtet. § 34 Abs. 3 unterscheidet sich insofern auch gra-
vierend von § 9 Abs. 2a BauGB, der zwecks „Erhaltung oder
Entwicklung“, d.h. Bewahrung und Schaffung zentraler Versor-
gungsbereiche zur Aufstellung eines Bebauungsplans mit be-
stimmten Festsetzungen ermächtigt. Hierauf wird im folgenden
Fall noch näher eingegangen.
Bereits in einem über drei Jahre zurückliegenden Urteil hatte
sich das Bundesverwaltungsgericht dahingehend festgelegt,
dass bei der Auslegung und Anwendung des § 34 Abs. 3
BauGB eine unmittelbare Anknüpfung an landesplanerische
Zielvorgaben nicht in Frage kommt, da sich solche Zielvorga-
ben an die Träger der Bauleitplanung und nicht an die Geneh-
migungsbehörde richten.14 In diesem Zusammenhang wird
ausgeführt, dass zur Feststellung schädlicher Auswirkungen
im Sinne von § 34 Abs. 3 BauGB die einschlägigen landespla-
nerischen Zielvorgaben lediglich als Orientierungshilfe heran-
gezogen werden dürfen. Der Wortlaut des § 34 Abs. 3 BauGB
lasse aber nicht den Schluss zu, dass eine rechtlich gebundene
Entscheidung über die Erteilung einer Vorhabengenehmigung
vom jeweiligen Inhalt einer landes- oder regionalplanerischen
Vorgabe oder Entscheidung abhängig sein soll.15 Schon der
Verwaltungsgerichtshof war zu der Auffassung gelangt, dass
es eines ausdrücklichen „Gesetzesbefehls“ bedurft hätte, um
Zielen der Raumordnung im Tatbestand des § 34 Abs. 3
BauGB entsprechende Geltung zu verschaffen. Insofern wurde
auch die Begründung des Regierungsentwurfs, dass sich zen-
trale Versorgungsbereiche nicht nur aus tatsächlichen Verhält-
nissen, sondern auch aus planerischen Festlegungen in Bau-
leitplänen oder Raumordnungsplänen ergeben könnten16, ver-
worfen.
Zwar bedeutet diese Entscheidung nicht, dass übergeordnete
planerische Festlegungen nicht „bei der Abgrenzung der zen-
tralen Versorgungsbereiche bzw. als Unterstützung und ein-
leuchtende Fortschreibung bestimmter tatsächlicher Gegeben-
heiten relevant sein können“, verbindlich sind sie indes nicht.17

Das BVerwG weist in dem Beschluss ausdrücklich auch darauf
hin, dass seit der Einführung des § 9 Abs. 2a BauGB durch die
BauGB-Novelle 2007 für die Gemeinden die Möglichkeit be-
steht, unter Beachtung der Bindung an Ziele der Raumordnung
(§ 1 Abs. 4 BauGB) zentrale Versorgungsbereiche durch einen
(einfachen) Bebauungsplan festzulegen, worauf in nachfolgend
beschriebenen Fall noch näher eingegangen wird. Die Be-
schwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision
in dem Urteil des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württem-
berg vom 20. Dezember 2011 wurde vom BVerwG aber zurück-
gewiesen.



6

Zur Begründung des Ausschlusses von Einzelhandelsbe-
trieben außerhalb zentraler Versorgungsbereiche

In einem Rechtsstreit, der vor dem Oberverwaltungsgericht
Rheinland-Pfalz mit Urteil vom 12. Dezember 2012 entschie-
den wurde (8 A 10715/12), ging es um die versagte Baugeneh-
migung zur Errichtung eines Getränkemarktes. Der Kläger ist
Eigentümer mehrerer Grundstücke, die teilweise unbebaut und
teilweise bebaut sind. Hier sollte der strittige Getränkemarkt
errichtet werden. In der Nähe befinden sich bereits ein Lebens-
mitteldiscounter (Penny-Markt) und ein Backshop. Im Jahr
2010 beantragte der Kläger die Erteilung einer Baugenehmi-
gung „für die Errichtung eines Getränkemarktes für Kistenware
und Großgebinde“ auf Teilflächen der ihm gehörenden Grund-
stücke mit einer Verkaufsfläche von 350 m².
Die Baugenehmigung wurde von der zuständigen Behörde ver-
weigert, da der Stadtrat zuvor unter anderem für die Vorha-
bengrundstücke, jedoch darüber hinaus auch für weitere, an-
grenzende Flächen, die Aufstellung eines Bebauungsplanes
sowie eine Veränderungssperre zur Sicherung der Bauleitpla-
nung beschlossen hatte. Der hiergegen vom Kläger erhobene
Widerspruch wurde vom Kreisrechtsausschuss zurückgewie-
sen. Im Jahr 2011 wurde der Bebauungsplan als Satzung be-
schlossen und öffentlich bekannt gemacht. Er sieht in seinen
textlichen Festsetzungen vor, dass Einzelhandelsbetriebe im
Plangebiet unzulässig sind. Ausnahmsweise kann nicht zen-
trenrelevanter Einzelhandel zugelassen werden. Ebenso sind
Ausnahmen für branchentypische zentren- bzw. nahversor-
gungsrelevante Randsortimente als Bestandteil eines Betrie-
bes mit nicht zentrenrelevanten Hauptsortimenten bis zu einer
Größe von maximal 10% der Gesamtverkaufsfläche unterhalb
der Großflächigkeit, höchstens jedoch mit einer Fläche von
800 m², vorgesehen.
In der als Anlage 1 beigefügten Sortimentsliste werden Nah-
rungs- und Genussmittel (inklusive Getränke) als nahversor-
gungsrelevantes Sortiment eingeordnet. In der Begründung
des Bebauungsplans wird ausgeführt, dass dieser zur Erhal-
tung bzw. Entwicklung des zukünftigen zentralen Versorgungs-
bereichs der Stadt gemäß § 9 Abs. 2a BauGB aufgestellt wer-
de. Die Stadt beschloss zudem ein Einzelhandelskonzept, auf
das sie sich bei der Planaufstellung berief.
Der Kläger wandte sich gegen die bauleitplanerischen Festle-
gungen und führte zur Begründung an, dass es sich bei dem
Bebauungsplan um eine reine Negativplanung zur Verhinde-
rung seines Bauvorhabens handele. Zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung über die erhobenen Einwendungen gegen den
Bebauungsplan habe noch kein Einzelhandelskonzept vorge-
legen, aus dem sich Leitlinien für die Entwicklung des zukünf-
tigen zentralen Versorgungsbereiches ergeben hätten. Das Ein-
zelhandelskonzept könne auch nicht durch das von der Stadt
zu seiner Vorbereitung in Auftrag gegebene Gutachten ersetzt
werden.
In der Klage wurde Kritik an bestimmten Inhalten des Gutach-
tens und an der planerischen Konzeption geübt und ausge-
führt, dass die von der Stadt gewollte Stärkung des zentralen
Versorgungsbereichs alleine schon an dessen unzureichender
Erschließung und Bausubstanz scheitere. Zudem lasse die Pla-
nung Abwägungsfehler erkennen, denn es sei nicht ermittelt
worden, ob der zentrale Versorgungsbereich überhaupt für die
Errichtung eines vergleichbaren Getränkemarktes in Betracht
komme.

Neben der nicht schlüssigen planerischen Konzeption wurde
bemängelt, dass die Stadt ihre Funktion als Mittelzentrum un-
berücksichtigt gelassen und zudem die Bedeutung des priva-
ten Eigentums bei der Abwägung verkannt habe. Dem Kläger
werde die wirtschaftlich attraktivste Nutzungsmöglichkeit sei-
nes Grundstückes verwehrt. Außerdem messe die Kommune
mit zweierlei Maß, denn an anderen Stellen im Stadtgebiet wür-
den entsprechende Vorhaben auch außerhalb des Zentralen
Versorgungsbereiches zugelassen. Angeführt wurde dabei ins-
besondere ein Industriegebiet, in dem eine Verkaufsfläche von
rund 21.000m² mit etwa 75% innenstadtrelevanter Sortimente
existiere, wo aber seitens der Stadt offenkundig kein Hand-
lungsbedarf zum Schutz des  zentralen Versorgungsbereichs
gesehen werde.
Das Agglomerationsverbot des Landesentwicklungspro-
gramms könne – so die Auffassung der Kläger – zur Rechtfer-
tigung der vorliegenden Planung nicht herangezogen werden.
Zur Begründung heißt es, dass von der Kombination der Ein-
zelhandelsbetriebe im Plangebiet (vorhandener Penny-Markt
mit Backshop und geplanter Getränkemarkt) keine Wirkung
wie von einem Einkaufszentrum ausgehe und die Absicht einer
Erhaltung und Stärkung des zentralen Versorgungsbereiches
durch Sortimentsbeschränkungen wirkungslos bleibe, solange
sie nicht auch im Bereich des vorgenannten Industriegebietes
umgesetzt werde.
Die Stadt hat demgegenüber ausgeführt, dass sie mit ihrer Pla-
nung den Erfordernissen des Landesentwicklungsprogramms
hinsichtlich der Vermeidung von Agglomerationen nicht groß-
flächiger Einzelhandelsbetriebe mit innenstadtrelevanten Sor-
timenten außerhalb städtebaulich integrierter Bereiche nach-
komme. Sie betreibe ihre Bauleitplanung und Entwicklungs-
planung zudem auch für weitere Teilgebiete in gleicher Weise.
Von einer Negativplanung könne schon deshalb nicht ausge-
gangen werden, weil sich dem Kläger noch eine breite Palette
zulässiger Nutzungen eröffne. Zudem wurde angeführt, dass
auch die Aufstellung zweier Bebauungspläne für den Bereich
des o.g. Industriegebietes beschlossen worden sei. Auch
wenn bei der Behandlung der Einwendungen und der Anre-
gungen der Behörden und Träger öffentlicher Belange beim
vorliegend beklagten Plan durch den Rat noch kein von die-
sem beschlossenes Einzelhandelskonzept vorgelegen habe,
so habe der Stadtrat seine Entscheidung jedoch auf die Er-
gebnisse des dieses Konzept vorzeichnenden Einzelhandels-
gutachtens stützen können.
Mit Urteil vom 15. Februar 2012 hat das Verwaltungsgericht
die Klage abgewiesen und zur Begründung darauf abgestellt,
dass der Kläger keinen Anspruch auf Erteilung der von ihm be-
antragten Baugenehmigung habe, da sein Vorhaben gegen die
Festsetzungen des Bebauungsplanes verstoße. Der Einzelhan-
delsausschluss in diesem Plan sei durch das Ziel der Erhaltung
und Entwicklung des zentralen Versorgungsbereichs gerecht-
fertigt. Zudem würden die Festsetzungen durch das beschlos-
sene Einzelhandelskonzept gestützt, wobei es unerheblich sei,
dass dieses zum Zeitpunkt des Beschlusses über die im Rah-
men der Auslegung eingegangenen Stellungnahmen zum Be-
bauungsplan noch nicht vorgelegen habe. Auch der Vorwurf
einer bloßen Negativplanung wurde verneint. Die Stadt sei viel-
mehr von der Gefahr einer „Sogwirkung“ durch die Errichtung
eines Getränkemarktes neben dem bereits vorhandenen Le-
bensmitteldiscounter ausgegangen, die sich negativ auf die
Einzelhandelsentwicklung im Zentrum auswirken könnte.
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Hiergegen wurde im Zuge der Berufung vor dem OVG vom Klä-
ger nochmals geltend gemacht, dass es der Stadt mit dem Be-
bauungsplan allein um eine Negativplanung zu seinen Lasten
gegangen sei und auch das Einzelhandelsgutachten selbst bei
zentrenrelevanten Sortimenten unterhalb der Großflächigkeit
nicht grundsätzlich von einer Gefährdung des zentralen Ver-
sorgungsbereichs ausgehe. Insoweit könne auch nicht von ei-
ner „Sogwirkung“ gesprochen werden. Der Getränkemarkt sei
in der Begründung des Bebauungsplanes hinsichtlich seiner
Beeinträchtigungswirkung lediglich als „marginal“ eingestuft
worden. Insofern habe die kommunale Planung die Bedeutung
der Eigentümerinteressen, den Gleichheitsgrundsatz sowie den
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verkannt. 
Im Zuge der Berufung kommt das OVG zu dem Ergebnis, dass
die Klage auf Erteilung einer Baugenehmigung zur Errichtung
eines Getränkemarktes zu Recht abgewiesen wurde, weil das
Vorhaben gegen bauplanungsrechtliche Vorschriften verstößt.
Ihm seien die Festsetzungen des Bebauungsplans entgegen-
zuhalten, der als einfacher Bebauungsplan nach § 30 Abs. 3
BauGB aufgestellt wurde. Rechtsgrundlage für seine Aufstel-
lung ist § 9 Abs. 2a BauGB. Nach dieser Vorschrift kann für im
Zusammenhang bebaute Ortsteile zur Erhaltung oder Entwick-
lung zentraler Versorgungsbereiche, auch im Interesse einer
verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung und der Innen-
entwicklung der Gemeinden, in einem Bebauungsplan festge-
setzt werden, dass nur bestimmte Arten der nach § 34 Abs. 1
und 2 BauGB zulässigen baulichen Nutzungen zulässig oder
nicht zulässig sind oder nur ausnahmsweise zugelassen wer-
den können.
Genau zu diesem Zweck wurde der Plan erlassen. Seine Fest-
setzungen sind nach Auffassung des OVG im Übrigen hinrei-
chend bestimmt, auch wenn der Kläger einige Unklarheiten
des Bebauungsplanes rügt. Das Gericht führt dazu aus, dass
textliche Festsetzungen auch mit unbestimmten Rechtsbegrif-
fen getroffen werden können, wenn sich ihr näherer Inhalt unter
Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse und des erkenn-
baren Willens des Normgebers bestimmen lässt.18 Im vorlie-
genden Fall kann die Systematik der Sortimentsliste der Stadt
nach Auffassung der Richter durch Auslegung eindeutig be-
stimmt werden.
Auch eine hinreichende städtebauliche Rechtfertigung im Sin-
ne von § 1 Abs. 3 BauGB wurde dem Plan vom OVG bestätigt,
so dass es sich nicht um eine reine Negativplanung handelt.
Dies wäre nur dann der Fall, wenn eine positive Zielsetzung
nur vorgeschoben wird, um eine in Wahrheit auf bloße Verhin-
derung gerichtete Planung zu verdecken. Gemäß den Ausfüh-
rungen im Urteil kann allerdings auch eine zunächst nur auf
die Verhinderung einer Fehlentwicklung gerichtete Planung ei-
nen Inhalt haben, der rechtlich nicht zu beanstanden ist.19 Tra-
gender städtebaulicher Grund für eine auf der Grundlage von
§ 9 Abs. 2a BauGB erfolgte Planung muss die Erhaltung oder
Sicherung eines zentralen Versorgungsbereiches auch im In-
teresse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung
und der Innenentwicklung der Gemeinde sein. Hierfür ist die
von der Gemeinde zu bestimmende planerische Konzeption
maßgeblich, die sich an den Grundsätzen des § 1 Abs. 3 Satz 1
BauGB zu messen hat.
Welche städtebaulichen Ziele sich eine Gemeinde im Zuge der
Bauleitplanung setzt, liegt in ihrem planerischen Ermessen. Der
Gesetzgeber ermächtigt sie, diejenige Städtebaupolitik zu be-
treiben, die ihren städtebaulichen Ordnungsvorstellungen ent-

spricht. Insoweit obliegt es ihrer planerischen Entscheidung
festzulegen, ob und in welchem Umfang sie Teile ihres Gemein-
degebietes zur Unterbringung von Einzelhandelsbetrieben zur
Verfügung stellt.
Naturgemäß sind einer solchen Planung insoweit Schranken
gesetzt, als eine vernünftige städtebauliche Begründung erfor-
derlich ist, die im Bebauungsplan entsprechend dokumentiert
werden muss. Diese ergibt sich stets aus der jeweiligen kon-
kreten Planungssituation, wobei auch eine Abweichung der
künftigen Entwicklung von dem sich aktuell durch die nähere
Umgebung vorgegebenen Rahmen als Planungsziel legitim ist,
wenn hierfür hinreichend gewichtige städtebauliche Belange
„in nachvollziehbarer Weise“ angeführt werden können. Dem-
nach kann auch die Absicht, das Stadtzentrum durch die Kon-
zentration von Einzelhandelsnutzungen künftig zu stärken,
grundsätzlich ein solches Ziel sein, das den Ausschluss von
Einzelhandelsbetrieben in nicht zentralen Lagen rechtfertigt.20

Nach Auffassung des OVG genügte die angegriffene städtische
Planung diesen Kriterien und lässt eine hinreichende städte-
bauliche Rechtfertigung erkennen. Sie verfolgt ein in sich
schlüssiges, durch das Ziel der Erhaltung und Entwicklung des
zentralen Versorgungsbereiches geprägtes positives städte-
bauliches Konzept. Da die planerischen Festsetzungen auf der
Grundlage des  § 9 Abs. 2a BauGB nicht lediglich dem Erhalt,
sondern auch der weiteren Entwicklung des zentralen Versor-
gungsbereiches dienen, setzt die Planrechtfertigung nicht den
Nachweis voraus, dass durch die Zulassung weiteren Einzel-
handels mit zentrenrelevanten Sortimenten eine tatsächliche
Beeinträchtigung des zentralen Versorgungsbereichs eintreten
wird. Insoweit unterscheidet sich das Vorgehen einer Gemein-
de mit Mitteln der Bauleitplanung grundlegend von dem ge-
setzlichen Schutz der (tatsächlich vorhandenen) zentralen Ver-
sorgungsbereiche gemäß § 34 Abs. 3 BauGB, wie sie in dem
vorangegangenen Fall behandelt wurde.
§ 9 Abs. 2a BauGB ermöglicht der Gemeinde eine über den
Schutz der vorhandenen zentralen Versorgungsbereiche hi-
nausgehende Steuerungsmöglichkeit und unterscheidet sich
daher eindeutig von dem in § 34 Abs. 3 geregelten Schutz der
vorhandenen zentralen Versorgungsbereiche. Mit dem Instru-
ment des § 9 Abs. 2a wird den Kommunen vom Gesetzgeber
bewusst die Möglichkeit eingeräumt, „zentrumsbildende Nut-
zungsarten“, die in ihrem Zentrum bisher nicht oder nur in ge-
ringem Umfang vertreten sind, in anderen Gemeindegebieten
auszuschließen, um Neuansiedlungen gezielt dem zentralen
Versorgungsbereich zuzuführen und damit dessen Attraktivität
zu steigern oder zu erhalten. Dabei kommt es nicht darauf an,
dass die ausgeschlossenen Sortimente im zentralen Versor-
gungsbereich konkret bereits vorhanden sind und auch nicht
darauf, ob ihre Ansiedlung im Zentrum wahrscheinlich ist. Ein
entsprechendes Ziel führt die Stadt ausweislich der Begrün-
dung ihres Bebauungsplanes an.
Zur Frage, ob es von Bedeutung ist, dass zum Zeitpunkt des
Stadtratsbeschlusses über die eingegangenen Einwendungen
gegen den Bebauungsplan noch kein vom Rat beschlossenes
Einzelhandelskonzept vorlag, urteilte das OVG, dass ein derart
förmliches Einzelhandelskonzept, das nach § 9 Abs. 2a Satz 2
BauGB bei der Planung zu berücksichtigen ist, nicht Voraus-
setzung für die Aufstellung des Bebauungsplans nach dieser
Vorschrift sei. Vielmehr können mit derartigen Bebauungsplä-
nen städtebauliche Entwicklungskonzepte über die Entwick-
lung des Einzelhandels in zentralen Versorgungsbereichen
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 ihrerseits für verbindlich erklärt werden. Hiernach ist ausrei-
chend, dass die Bauleitplanung inhaltlich auf einem in sich
schlüssigen Konzept beruht.21

Der Kommune ist es sogar freigestellt, in einem Bebauungs-
plan von den Vorgaben eines Einzelhandelsgutachtens und
des hierauf beruhenden Einzelhandelskonzeptes im Hinblick
auf nicht großflächigen Einzelhandel mit innenstadtrelevanten
Sortimenten abzuweichen, wenn sie dies mit einer schlüssigen
Begründung tut.
Das Gericht mahnt jedoch, dass § 1 Abs. 3 BauGB gebietet,
dass sich die Gemeinde im Hinblick auf die von ihr selbst for-
mulierten Zielsetzungen konsistent verhält und führt dazu aus:
„Ein mit dem Ziel der Stärkung der Zentren durch Konzentration
von Einzelhandelsansiedlungen begründeter Einzelhandelsaus-
schluss kann nicht weiter gehen, als eine Ansiedlung von Ein-
zelhandelsbetrieben in dem Zentrum überhaupt in Betracht
kommt. Sachliche Grenzen können sich insoweit daraus erge-
ben, dass sich nicht jeder Einzelhandelsbetrieb für eine Ansied-
lung in einem Zentrum eignet, sei es nach Art und Umfang des
Betriebes, sei es wegen der Eigenart des betreffenden Zen-
trums. Insoweit kann sich die Notwendigkeit ergeben, bestimm-
te Arten von Einzelhandelsbetrieben vom Einzelhandelsaus-
schluss auszunehmen, weil ein Ausschluss nicht ‚zentrenge-
eigneter’ Einzelhandelsbetriebe in nicht zentralen Lagen dem
Ziel nicht dienen kann, das Zentrum durch Ansiedlung entspre-
chender Einzelhandelsbetriebe zu stärken.“20

Auf den konkreten Fall bezogen kam das OVG aber zu der Auf-
fassung, dass die Errichtung eines Einzelhandelsbetriebs mit
einem Angebotsspektrum, das dem des vom Kläger beabsich-
tigten Getränkemarktes vergleichbar ist, im zentralen Versor-
gungsbereich der Stadt nicht von vornherein ausgeschlossen
sei. Insoweit könne nicht lediglich auf die vom Kläger konkret
beabsichtigte Ausgestaltung seines Betriebs (Handel mit Ge-
tränkekisten und Großgebinden) abgestellt werden, der erkenn-
bar auf eine Kundschaft ausgerichtet ist, die den Markt mit
PKW anfährt. Im Urteil heißt es dazu: „Für die Beurteilung der
Angebotsmöglichkeiten im zentralen Versorgungsbereich dür-
fen die jeweils besonderen Standortbedingungen nicht außer
Acht gelassen werden. Vergleichsmaßstab kann insoweit nicht
ein exakt identisch ausgestalteter Markt sein, da hierbei gerade
die besonders günstigen Bedingungen – wie etwa Größe der
Verkaufsfläche und große Anzahl von Parkplätzen − zum Tragen
kommen, die die Wettbewerbsvorteile der Rand- gegenüber
der Zentrumslage begründen. Diese vorteilhafte Situation lässt
sich im zentralen Versorgungsbereich vielfach zwangsläufig
nicht realisieren. Deshalb kommt es für die Konsistenz des Zen-
trenschutzes entscheidend darauf an, ob im zentralen Versor-
gungsbereich ein Einzelhandelsangebot eingerichtet werden
kann, das dem in der Randlage ausgeschlossenen Sortiment
im Wesentlichen vergleichbar ist. Insofern können sich bereits
teilweise Angebotsüberschneidungen als für die Entwicklung
des zentralen Versorgungsbereichs schädlich erweisen.“
Das Urteil geht ausführlich auch auf weitere Aspekte der Pla-
nung ein, die vom Kläger gerügt wurden, z.B. den Eingriff in
die Eigentumsrechte des Klägers. Zudem wird erörtert, ob
möglicherweise eine Befreiung von den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes nach § 31 Abs. 2 BauGB in Betracht komme.
Hierauf einzugehen würde an dieser Stelle jedoch zu weit füh-
ren, so dass zu diesen Einzelheiten auf den Wortlaut des Urteils
verwiesen wird.
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